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1. Einleitung 

Es geht um Alles – die Demokratie. Es geht um uns, es geht um Sie, um mich, um jeden hier. Und 
jeden draußen. Jeder ist heutzutage gefragt, sich einzubringen und sich dafür einzusetzen, dass 
wir noch länger in der Gesellschaft leben, wie wir sie kennen und in der Regel auch haben 
möchten. 

Der Stellenwert von Gemeinwohl und einer damit zusammenhängenden Gemeinschaft hat in 
letzter Zeit stark gelitten. Wenn auf offener Straße geschossen wird, wenn Menschen angefeindet 
und ausgegrenzt werden und das nicht nur auf unseren Straßen, sondern auch und vor allem im 
virtuellen Raum der sozialen Netzwerke, wenn Demagogen und autoritäre Führer rund um den 
Globus die Oberhand gewinnen, dann läuft etwas schief in unserer Gesellschaft. Dann stimmt 
etwas nicht mehr mit unserer Gemeinschaft in Europa und dem, was uns zusammenhält. Es ist 
höchste Zeit hinzusehen, genau zu schauen, was ist da los mit unserer Demokratie, mit unserer 
Gesellschaft, auch und besonders in Deutschland. Und es ist höchste Zeit, Fragen zu stellen, wie: 
Ist unser System zu überholt für die aktuellen Herausforderungen der Digitalisierung und 
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Globalisierung? Ist Politik zu kompliziert geworden für den Menschen von nebenan? Kann unsere 
Demokratie überhaupt noch ihr Gerechtigkeitsversprechen und die Gleichheit in der Gesellschaft 
einlösen, wenn wir immer wieder hören und erfahren, dass sich etwa die Schere zwischen Arm 
und Reich immer weiter öffnet? 

Diese Fragen kann und werde ich heute nicht beantworten. Sie sollen Ihnen aber den 
Problembereich aufzeigen, in dem wir uns hier und heute und schon jetzt befinden. Denn es geht 
gerade um Alles, es geht um die Zukunftsfähigkeit von Demokratie und darum, ob wir sie in dieser 
Form an unsere Kinder weitergeben werden oder nicht. Und das ist meines Erachtens eine 
fundamental zentrale Frage, die viele von uns bewegt oder zumindest bewegen sollte. Wer 
gestaltet denn Demokratie? Und wie können wir das beeinflussen? 

Denn, und das ist keine These, in Zeiten der Digitalisierung, der Globalisierung und des 
Klimawandels, des zunehmenden Rechtsradikalismus und -extremismus, der Verrohung unserer 
politischen Kultur, müssen wir wachsam sein. Denn der Wandel hat nicht erst begonnen, nein, wir 
sind mittendrin.  

Es geht mir also, kurzum, darum, die vielerlei Bedrohungen aufzuzeigen, aber auch Chancen, die 
sich bieten, zu beleuchten.  

2. Paradoxien 

Im Folgenden möchte ich mich dieser Thematik zunächst über drei Paradoxien annähern. 

Es besteht meiner Ansicht nach, erstens, eine Grundirritation über das so genannte 
Beteiligungsparadox. Dieses besagt, dass eine geringe Beteiligung gerade auf der Ebene unseres 
Systems auftritt, wo wir die größte räumliche Nähe haben – auf der Kommunalebene, wo 
Wahlbeteiligungen regelmäßig um die 20 bis 30 Prozent dümpeln (Klein, 2018). Die Menschen 
nehmen also einfach nicht am öffentlichen Leben in der Form teil, als dass sie sich politisch 
einbringen und die wichtigste Form der Beteiligung – die Wahl – wählen. 

Außerdem besagt das Paradox, dass gerade diejenigen, die sich beteiligen könnten, es nicht tun, 
weil sie denken, dass es keinen Sinn macht. Das hat zur Folge, dass auch in digitalisierten 
Beteiligungsformaten Menschen teilnehmen, die ohnehin bereits sehr aktiv sind. Eine 
Neumobilisierung findet jedoch kaum statt.  

Das Versprechen der großen Erhöhung von Beteiligung und Mobilisierung neuer Publika durch 
digitale Medien und Beteiligungsformen ist also nicht eingelöst (Glaab 2016). Und es ist an dieser 
Stelle auch fraglich bzw. zu fragen, ob es jemals eingelöst werden kann. Ich denke, nein. Denn wir 
beobachten gerade weltweit wie digitale Technologie zur allumfassenden Überwachung und 
Einschränkung der Bevölkerung eingesetzt wird (Scherr 2010; König 2018). Vor allem in China 
(Schneider 2018). 

Ein weiteres Problem, auch in demokratischen Systemen, ist die wachsende Polarisierung. Diese 
führt zu einer extremeren Neigung der Wähler hin zu den extremeren Rändern; wie wir ja zuletzt 
bei den Landtagswahlen in Thüringen, Brandenburg und Sachsen beobachten konnten. Denn 
obwohl die meisten Menschen den traditionellen Medien grundsätzlich vertrauen, gibt es eine 
Minderheit, die diesen skeptisch gegenüberstehen und dies vor allem themenabhängig ist (Jackob 
et al. 2019). Das schein ein Indiz dafür zu sein, dass die „Lügenpresse“-Metapher beginnt zu 
verfangen. Bei den vergangenen Wahlen auf Europa und Landesebene haben die Menschen die 
AfD nicht aus Protest gewählt, sondern gerade wegen ihres Programms und ihrer rechtsextremen 
Anteile (Richter et al. 2019). 



Warum kommt es also zu solchen Ereignissen wie in Halle? Notwendigerweise gab es dafür einen 
längeren Vorlauf, dessen Ursachen in einer zunehmenden Spaltung unserer Gesellschaft zu 
suchen ist. Diese verläuft entlang verschiedener Konfliktlinien, der sozio-ökonomischen, der 
sozio-strukturellen, aber auch der libertär-autoritären bzw. der Kosmopoliten vs. die 
Kommunitaristen (Merkel 2017). Die letzteren sind diejenigen, die sich von der Globalisierung 
und Digitalisierung, also den beiden Megaverwerfungen unserer Zeit, abgehängt und 
benachteiligt fühlen und es auch teilweise sind.  

Es sind diejenigen, die nicht mehr mitkommen, aus persönlichen, aber auch aus 
gesellschaftspolitischen Gründen, wie die Forschung zur sogenannten Digitalen Spaltung noch 
immer zeigt (Schradie 2018). Diese besagt, dass es eben nicht nur um Netzabdeckung und 
Internetzugang, also Infrastruktur, geht, sondern massiv um Fragen der Fähigkeiten, mit den 
Segnungen der digitalen Sphären umgehen zu können. Hinzu kommt eine regionale Spaltung in 
Ost-West.  

Ein zentraler Begriff, sowohl was die Spaltung unserer Gesellschaft in diesen Dimensionen 
anbelangt, als auch, was die kommenden und bereits stattfindenden Zäsuren betrifft, ist das 
Gemeinwohl und die daraus abgeleitete Gemeinwohlorientierung. Und die Wichtigkeit dieses 
Begriffs drängt sich gerade in Zeiten schwindenden Zusammenhalts und schwindenden 
Zugehörigkeitsgefühls umso mehr auf. Denn das Gemeinschaftsgefühl in der Gesellschaft sinkt, 
das zeigt das Beteiligungsparadox.  

Als zweites haben wir es mit dem sogenannten Unzufriedenheitsparadox zu tun: Die Menschen 
werden, bei gestiegenem Wohlstand, immer unzufriedener. Sie fühlen sich von der Politik nicht 
mehr vertreten und fühlen sich machtlos wie die neueste Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-
Stiftung zeigt (Zick, Küpper, Berghan 2019). Demnach empfindet sich ein Drittel der Befragten als 
politisch machtlos, sie empfinden Wut gegenüber dem Staat und haben weniger Vertrauen in 
staatliche Institutionen. 

Das Meinungsfreiheitsparadox wiederum als dritte Paradoxie besagt: Die Menschen denken ihre 
Meinung werde nicht mehr gehört, weil sie glauben in einer Minderheit zu sein, deshalb äußern 
sie sich nicht. Diese scheinbare Renaissance der Noelle-Neumannschen Schweigespirale (Noelle-
Neumann 1993) auch und gerade in sozialen Netzen kann zu bedenklichen Verstärkereffekten 
führen. Denn wenn scheinbar sagbare Dinge nicht mehr gesagt werden dürfen und nicht-sagbare 
Dinge gesagt werden, haben wir es mit einer ernstzunehmenden Veränderung der politischen 
Kultur und einer damit verbundenen Diskursverschiebung zu tun. Dies geschieht u.a. durch das 
gezielte Brechen von Tabus und das daran anschließende Deeskalieren im darauffolgenden 
Diskurs in den Massenmedien, der logischerweise entsprechend der medialen Logiken 
skandalisiert wird. Und das alles unter dem Deckmantel der scheinbaren Meinungsfreiheit. 

Das hat allerdings nichts mit den Mythen rund um Filterblasen oder Echokammern zu tun. Diese 
treten nämlich keineswegs flächendeckend auf, sondern bilden lediglich Phänomene ab, die es 
auch vor dem digitalen Zeitalter gab (Stark, Magin und Jürgens i.E.).  

Letztlich deutet dies auf Probleme mit der Digitalisierung aufgrund ihrer nicht abgeschlossenen 
Transformation sowie ihrer Janusköpfigkeit. 

Und hier zitiere ich Gert Scobel (2019), der sagt:  

“Leider ist die Frage, wie sich die Prozesse der Digitalisierung bislang tatsächlich 
auf das Gemeinwohl auswirken, nicht leicht zu beantworten. Klar ist nur, dass die 
vielgepriesene Verbesserung der Kooperation von Menschen durch digitale 
Strategien keineswegs automatisch zu einer Förderung von Gemeinwohl beiträgt, 
obwohl dies oft behauptet wird. Beispielsweise lässt sich auch die Kooperation 
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terroristischer Vereinigungen oder mafiöser Verbrecherorganisationen durch 
Digitalisierung wesentlich verbessern, ohne dass sich dies positiv auf das 
Gemeinwohl auswirken würde. Ein nicht unbedeutender Anteil der 
Digitalisierung geht zu Lasten des Gemeinwohls, ohne dass man dies sofort 
quantifizieren müsste.” 

Denn mit der Digitalisierung und den sozialen Medien sind eben mitnichten nur Segnungen 
verbunden - im Gegenteil. Immer mehr Menschen fühlen sich überfordert, abgehängt und schlicht 
nicht mehr wahr- und angenommen. Und hier ist laut Scobel auch Platon am Ende, wenn er sagt 

(Politeia, 462 a-b): „Wissen wir nun ein größeres Übel für den Staat als das, was ihn zerreißt und 
aus einem viele macht? Oder ein größeres Gut als das, was verbindet und eins macht?“  

Hierzu wieder Scobel: 

“Die rhetorische Frage Platos ist bis heute keineswegs geklärt. Ist das, was viele 
verbindet (Smartphones und Apps) tatsächlich für alle (und damit für mehr 
Menschen als die unmittelbaren User selbst) gut? Und was genau ist es, das die 
vielen unterschiedlichen Menschen mit unterschiedlichen Bedürfnissen und 
Interessen miteinander verbindet – abgesehen von den digitalen Prozessen 
selbst?” 

Das gilt es zu beachten, wollen wir mit den Veränderungen, die die Zukunft zweifellos mit sich 
bringen wird, weiterhin Schritt halten und die Kontrolle auch im Zeitalter von künstlicher 
Intelligenz behalten. Hierzu möchte ich nun den Blick auf die Parteien wenden, die grundsätzlich 
an der Schnittstelle zwischen Staat und Gesellschaft verortet sind, selbst aber in einer Krise 
stecken. 

3. Parteimitgliedschaft: Daten zu Wahlen und Ausschöpfungsquoten 

Die Berliner Parteienforscherin Ingrid Reichart-Dreyer (uv. M.) zeigt auf: Grundsa tzlich werden 
die Parteien immer a lter, ihnen sterben die Wa hler weg. Aufgeteilt nach Parteipra ferenz und 
Wahlbeteiligung sowie der demografischen Komponente ergibt sich (nach der repra sentativen 
Wahlstatistik) folgendes Bild fu r die Bundestagswahl 2017: Somit erha lt die CDU 35,7 Prozent von 
den u ber 70-ja hrigen. Die SPD 32 % und die Linke 33,7%. Nimmt man an, dass diese Kohorte noch 
20 Jahre leben wird, ist damit zu rechnen, dass von Wahl zu Wahl mindestens ein Fu nftel dieser 
Wa hlerschaft ausfa llt. Das bedeutet einen Verlust von 7% der Wa hlerschaft, egal was die 
Vorsitzenden und die Parteien machen. Der Verlust ko nnte bei den Europawahlen 2023 und 27 
ho her ausfallen, weil die 1930er Jahrga nge sta rker sind als die 1940er. Auch besta tigt sich hier die 
These vom Durchwachsen der Parteineigung, die besagt, dass die Zustimmung zu den Parteien 
sinkt. Die Zustimmung für die CDU sinkt erstmals bei den bis 24-Jährigen bei der Wahl 1972 und 
erreicht 2019 die 70-jährigen. Die Gegenentwicklung kann für die Grünen aufgezeigt werden. 
Gestartet als Partei der Jungen, sind sie 2019 in der Altersgruppe der 60-69-jährigen 
angekommen.  

Die Zahl der Parteimitglieder zeigt an, wie viele Menschen bereit sind, sich u ber die Teilnahme an 
Wahlen hinaus fu r das politische System in der parlamentarischen Parteiendemokratie 
einzusetzen. Von 1990 bis 2017 ist die Mitgliederzahl der Linken um 77,8 % gesunken, die der 
FDP um 62,5 %, der SPD um 53.0 % und die der CDU um 46,1 %, der CSU um 24,3 %. Die 
Mitgliederzahl der Gru nen stieg um 57,5 %. Die AfD steigerte ihre Mitgliederzahl seit ihrer 
Gru ndung 56,2 %. 



Doch die Mitgliederzahlen sinken nicht nur absolut, sondern auch in Relation zur Zahl der 
Beitrittsberechtigten. Die Rekrutierungsfa higkeit der Parteien verringerte sich von 3,65 % 1990 
u ber 2,90 % 1994 auf 1,69 % 2016. 

Reichart-Dreyer arbeitet auch heraus, dass die Ausscho pfungsquoten der Parteien etwa fu r die 
letzte Bundestagswahl zeigen, wie gefa hrdet unsere Demokratie ist. Die Ausscho pfungsquote gibt 
an, wie viele Wahlberechtigte eine Partei tatsa chlich erreichen konnte. Bei der Bundestagswahl 
2017 erreichten die Parlamentsparteien zwei Drittel der Wa hler. Die CSU hat mit 30,1 Prozent 
Spitzenwerte, gefolgt von der CDU mit 20,2, der SPD 15,5, AfD mit 9,5% vor der FDP mit 8,1, Linken 
und Gru nen mit je 7,0. Zudem zeigen sich bei der Verteilung der Stimmenanteile auf Deutschland 
große Unterschiede zwischen den Parteien, zwischen Ost und West, sta dtischen und la ndlichen 
Regionen sowie zwischen Nord und Su d.  

Insgesamt bedeutet das also, dass neben der geringeren Reichweite der Parteien u ber Wahlen 
auch ein U beralterungsprozess und mitunter ein Aussterben der Parteien zu befu rchten sein 
muss. Dem setzen Parteien hinsichtlich ihrer Rekrutierungsstrategien und Gegenmaßnahmen 
leider recht wenig entgegen, im Gegenteil, sie behandeln ihre Mitgliederbeauftragten 
stiefmu tterlich (Jakobs 2020). 

4. Lösungen? 

Wohin geht die Reise also? Betrachtet man die verschiedenen Formen und Kana le mittels derer 
sich Parteien an uns oder die eigenen Mitglieder richten, fa llt eine unglaubliche Vielfa ltigkeit auf, 
die als Rettungsanker vor dem Untergang erscheinen. Jeder Social-Media-Kanal wird bespielt, 
jedes Eckchen in der schier unendlichen Weite des Internets soll erreicht werden. Gelingt dadurch 
die Wiederanna herung an die Gesellschaft? Kaum. Die Reichweite sozialer Netzwerke ist noch 
immer, gemessen an der Gesamtbevo lkerung, gering. Was sie aber interessant macht, ist die 
massenmediale Berichterstattung u ber wichtige Themen aus diesen Netzwerken. Und mit Blick 
auf die digitale Realita t der jungen Menschen werden auch die Netzwerke selbst im Laufe der Zeit 
noch weitaus ho here Relevanz erlangen und die der klassischen Medien wird verlieren. 

In allen Parteien wurden zwischenzeitlich Abteilungen eingerichtet, die sich um digitale 
Gespra che mit Bu rgerinnen und Bu rgern ku mmern und Einblicke aus dem Parteileben fu r 
Instagram, YouTube, WhatsApp oder Telegram aufbereiten. Schon lange ist Christian Lindner nicht 
mehr der einzige Politiker, der selbst Instagram-Stories produziert und unmittelbar vero ffentlicht. 

Der Anspruch junger Menschen, digitale Instrumente als Mo glichkeit der Beteiligung zu nutzen, 
wird zunehmend aufgegriffen. Was beispielsweise in der SPD als „virtueller Ortsverein“ zwischen 
1998 und 2011 noch scheiterte, wurde mittlerweile als Neuauflage geplant. Als experimentelles 
„Debattenportal“ seit September 2018 getestet, wurde ein themenbasiertes Online-
Diskussionsangebot fu r Mitglieder entwickelt, um sich digital zu vernetzen und programmatische 
Positionen zu erarbeiten. Im Laufe dieses Jahres wurde das Angebot unter dem Namen „Online-
Themenforen“ vera ndert und soll per Parteitagsbeschluss kommende Woche eingefu hrt werden. 
Wichtig dabei: Die Online-Foren wurden mit dem Recht ausgestattet, in digitalen Gruppen 
thematische Antra ge zu erarbeiten und auf Parteitagen vorzustellen, die letztlich u ber sie 
beschließen. So wird Parteimitgliedern eine digitale Mo glichkeit parteipolitischen Engagements 
gegeben, welches unmittelbar an den Entscheidungsprozess der Partei angeschlossen ist.  

Sind Parteien als besondere politische Organisationen zwischen Staat und Gesellschaft damit 
ku nftig in der Lage, angemessen auf die Anforderungen einer digitalen Gesellschaft zu reagieren? 
Und zwar so, dass Interessen und Beteiligungswu nsche sowohl der Parteimitglieder als auch der 
Bevo lkerung tatsa chlich aufgenommen und artikuliert werden ko nnen? Die Frage bleibt offen, 
aber die Marschrichtung ist klar: Eine digitale Demokratie braucht digitale Parteien. Denn sie 
nehmen in der repra sentativen Demokratie eine Schlu sselrolle ein, die keine andere politische 



Organisation ausfu llen kann. Die grundlegende Bedeutung des digitalen Wandels der Parteien fu r 
das politische System kann daher nicht hoch genug eingescha tzt werden (Jun, Borucki und 
Reichard 2013).  

 

Parteien haben das Problem, dass sie als altmodisch und nicht modern und zeitgema ß genug 
angesehen werden. Die Angebote, die sie machen scheinen aus der Zeit gefallen, machen den 
Eindruck von Beha bigkeit und entsprechen nicht mehr der Erwartungshaltung und dem 
Lebensgefu hl der Ju ngeren. Diese sind hauptsa chlich digitale Kana le und Mittel aus ihrer 
Arbeitswelt gewohnt und vermissen diese in Parteien, wenn sie u berhaupt den Weg in Parteien 
finden oder gefunden haben. Hinzu kommt, dass die geminderte Rekrutierungsfa higkeit von 
Parteien anha lt und auch Versuche, dem zu begegnen (etwa mit Mitgliederbegehren, Ur- oder 
Stichwahlen) grundsa tzlich nichts gea ndert haben. 

Was sich aber gea ndert hat, ist die zunehmende Bereitschaft in der Gesellschaft, selbst etwas zu 
tun, anzupacken und das herzustellen und wieder zu beleben, was scheinbar verloren gegangen 
ist – das Gemeinschafts- und Zusammengeho rigkeitsgefu hl. Und das abseits der 
Parteiendemokratie, und zwar in zivilgesellschaftlichen Formaten, etwa Fridays For Future oder 
Ende Gela nde und weitere wie auch Bu ndnisse gegen Rechts in verschiedenen Sta dten. Diese 
Bereitschaft zur politischen Beta tigung gru ndet in einer Parteienverdrossenheit, die auch dazu 
fu hrt, dass Parteien grundlegende Probleme mit der Rekrutierung neuer Mitglieder haben. 

Ein Gemeinschaftsgefu hl ist jedoch nicht nur von Parteien abha ngig, sondern davon, wie der 
gesamtgesellschaftliche Diskurs gepra gt ist, wie die jeweiligen gesellschaftlichen und politischen 
Organisationen und Einheiten miteinander verzahnt sind und wie sie kooperieren. Das betrifft 
auch die Vereine und Tra ger der freien Wohlfahrtsverba nde, der Kirchen, Gewerkschaften, 
Verba nde und Nichtregierungsorganisationen. Dieses Gemeinschaftsgefu hl ist nicht u ber einzelne, 
tempora re Aktionen zu stiften, sondern bedarf langfristiger Arbeit und intensiver Bescha ftigung 
mit einem Thema im Rahmen einer breiteren Agenda. 

5. Schluss 

Die Preistra ger und auch dieser Preis zeigen in dieser Hinsicht eindru cklich, dass Gemeinschaft 
und Gemeinwohl und „Gemeinsam leben“ eben doch kein altmodisches Modell sind, sondern mehr 
denn je Sta rken unserer Gesellschaft und unseres Demokratiemodells, nein, unserer starken 
Zivilgesellschaft darstellen.  

Dieses Bewusstsein in die Zivilgesellschaft, die Politik, an die Stammtische und in die 
Nachbarschaften dieser Republik zu tragen ist Aufgabe von uns allen. Gehen wir es an, denn es 
geht um Alles, es geht um unsere Demokratie. 
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